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Der Vorlagebeschluss wirft "durchaus gewichtige verfassungsrechtliche 
Fragen auf" (…) 

17  

"Das vorlegende Gericht hat sich mit dem Gewährleistungsgehalt des Art. 1 Abs. 1 in 
Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG und der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts zur Grundsicherung (vgl. BVerfGE 125, 175; 132, 134; 137, 34 sowie BVerfGK 
5, 237; 17, 375) ausführlich auseinandergesetzt.  

Dagegen spricht auch nicht, dass das vorlegende Gericht seine eigene Überzeugung von 
der Verfassungswidrigkeit dahingehend zuspitzt, die §§ 31 ff. SGB II seien bereits 
verfassungswidrig, weil der Minderung kein veränderter Bedarf zugrunde liege und das 
Grundgesetz keine Selbsthilfeobliegenheit kenne.  

Das Gericht befasst sich daneben auch mit weiteren verfassungsrechtlichen Zweifeln 
sowie den seiner Ansicht entgegenstehenden Interpretationen der bisherigen 
bundesverfassungsgerichtlichen Rechtsprechung. Auch setzt es sich mit den in Literatur 
und sozialgerichtlicher Rechtsprechung vertretenen Ansichten zur verfassungskonformen 
Auslegung der zur Prüfung vorgelegten Regelungen auseinander und verwirft diese 
vertretbar. " 

 
(Hervorhebungen vom mir, Ralph Boes) 


